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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Kindergeld: Erlass einer Kindergeldrückforderung und Weiterleitungsein-
wand 
Urteil vom 05.02.2026, Az: III R 21/23  

2. Verfahrensrecht: Vollverzinsung nach § 233a der Abgabenordnung (AO) und 
Unionsrecht sowie Billigkeit 
Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 28/25  

3. Haftungsbescheid: Aussetzung des Verfahrens gegen Haftungsbescheid bei 
Antrag auf Pauschalierung der Einkommensteuer nach § 37b EStG 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 13/24  

4. Verfahrensrecht: Keine Haftung eines früheren GmbH-Geschäftsführers nach 
§ 69 Satz 1 i.V.m. § 34 Abs. 1 AO nach Verlust seiner Organstellung bei fort-
dauernder Eintragung im Handelsregister 
Urteil vom 09.12.2025, Az: VII R 4/23  

5. Betriebsausgaben: Ausgleichszahlungen nach § 35 Abs. 2, § 295 Abs. 2 InsO 
keine Betriebsausgaben 
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 12/24  

6. Einkommensteuer: Aufzeichnungspflicht für die Aufwendungen des häusli-
chen Arbeitszimmers eines selbstständig tätigen Steuerpflichtigen 
Urteil vom 24.03.2026, Az: VIII R 6/24  

7. Einkommensteuer: Ausschüttung von Gewinnen aus der Zeit vor Auflösung 
der Gesellschaft nach Liquidationsbeginn 
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 8/24  

8. Einkommensteuer: Abweichende Festsetzung von Einkommensteuer aus sach-
lichen Billigkeitsgründen 
Urteil vom 03.03.2026, Az: IX R 18/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

1. Kindergeld: Erlass einer Kindergeldrückforderung und Weiterleitungseinwand 
Urteil vom 05.02.2026, Az: III R 21/23 
1. Das in Abschnitt V 37 der Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkom-
mensteuergesetz (BStBl I 2021, 1599) --DA-KG 2021-- vorgesehene sogenannte Wei-
terleitungsverfahren stellt eine vom Gesetz selbst nicht angeordnete Regelung zur Ver-
einfachung des Verwaltungsverfahrens dar, die von den Steuergerichten so auszulegen 
ist, wie sie die Verwaltung verstanden wissen will (Bestätigung der Rechtsprechung, 
z.B. Senatsurteil vom 17.08.2023 - III R 37/22 , BFHE 281, 277, BStBl II 2024, 99). 
 
2. Bei der Prüfung, ob der für einen Erlass einer Kindergeldrückforderung wegen 



 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 
 
 

sachlicher Unbilligkeit ( § 227 der Abgabenordnung ) notwendige sogenannte Geset-
zesüberhang vorliegt, sind nicht ausschließlich die materiell-rechtlichen Voraussetzun-
gen des Kindergeldanspruchs in den Blick zu nehmen, sondern auch die verfahrens-
rechtlichen Regelungen zu berücksichtigen. 
 
3. Wegen der in der unterlassenen Mitteilung des Haushaltswechsels des Kindes lie-
genden Mitwirkungspflichtverletzung kommt in Fällen, in denen die Voraussetzungen 
des Weiterleitungsverfahrens nicht gegeben sind, allenfalls beim Vorliegen besonderer 
Umstände ein Erlass wegen sachlicher Unbilligkeit in Betracht. 
 

  
  
2. Verfahrensrecht: Vollverzinsung nach § 233a der Abgabenordnung (AO) und 

Unionsrecht sowie Billigkeit 
Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 28/25 
1. Die Vollverzinsung der Umsatzsteuer gemäß § 233a AO verstößt nicht gegen das 
Unionsrecht (Parallelentscheidung zum Urteil des Bundesfinanzhofs vom 11.12.2025 - 
V R 7/24 , zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt). 
 
2. Beruht ein Rechtsirrtum auf der fehlerhaften Anwendung einer von der Finanzver-
waltung vorgesehenen Vereinfachungsregelung, deren Voraussetzungen nicht vorla-
gen, was der Steuerpflichtige auch hätte erkennen können, kommt ein Erlass von dar-
aus entstehenden Nachzahlungszinsen aus Billigkeitsgründen nicht in Betracht. 
 

  
  
3. Haftungsbescheid: Aussetzung des Verfahrens gegen Haftungsbescheid bei An-

trag auf Pauschalierung der Einkommensteuer nach § 37b EStG 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 13/24 
1. Einwendungen gegen die Höhe der mit Haftungsbescheid geltend gemachten Haf-
tungsschuld können nicht auf das Vorliegen eines niedrigeren Pauschsteuersatzes nach 
§ 37b des Einkommensteuergesetzes (EStG) gestützt werden. 
 
2. Erlässt das Finanzamt ungeachtet eines wirksamen Antrags auf Pauschalierung der 
Einkommensteuer nach § 37b EStG einen Haftungsbescheid, darf über dessen Recht-
mäßigkeit in einem finanzgerichtlichen Verfahren erst entschieden werden, wenn das 
Pauschalierungsverfahren durch bestandskräftigen Bescheid abgeschlossen ist. Bis da-
hin hat das Finanzgericht das Verfahren betreffend den Haftungsbescheid nach § 74 
der Finanzgerichtsordnung auszusetzen. 
 

  
  
4. Verfahrensrecht: Keine Haftung eines früheren GmbH-Geschäftsführers nach § 

69 Satz 1 i.V.m. § 34 Abs. 1 AO nach Verlust seiner Organstellung bei fortdau-
ernder Eintragung im Handelsregister 
Urteil vom 09.12.2025, Az: VII R 4/23 
1. Ein zunächst wirksam bestellter GmbH-Geschäftsführer verliert seine Organstellung 
automatisch kraft Gesetzes, sobald eine persönliche Voraussetzung für dieses Amt ge-
mäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
i.d.F. des Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 
Missbräuchen vom 23.10.2008 (BGBl I 2008, 2026) entfällt. Mit dem Verlust der Or-
ganstellung geht auch die Stellung als gesetzlicher Vertreter im Sinne des § 34 Abs. 1 
der Abgabenordnung (AO) verloren. 
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2. Der Verlust der Organstellung des zunächst wirksam bestellten Geschäftsführers 
führt unabhängig von der Löschung der Eintragung als Geschäftsführer im Handelsre-
gister zur Beendigung der Pflichten nach § 34 Abs. 1 AO . 
 
3. Ob die tatbestandlichen Voraussetzungen der jeweiligen Haftungsnorm erfüllt sind, 
ist eine vom Gericht in vollem Umfang zu überprüfende Rechtsentscheidung. Das Ge-
richt kann den einem Haftungsbescheid zugrunde gelegten Sachverhalt und den dort 
angenommenen Haftungsgrund --zum Beispiel § 35 AO statt § 34 Abs. 1 AO-- jedoch 
nicht austauschen, denn der Haftungsbescheid ist sachverhalts- und nicht zeitraumbe-
zogen. 
 

  
  
5. Betriebsausgaben: Ausgleichszahlungen nach § 35 Abs. 2, § 295 Abs. 2 InsO keine 

Betriebsausgaben 
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 12/24 
Ausgleichszahlungen, die der Insolvenzschuldner aufgrund der insolvenzrechtlichen 
Freigabe seiner selbständigen Tätigkeit ( § 35 Abs. 2 Satz 2 der Insolvenzordnung --
InsO-- i.V.m. § 295 Abs. 2 InsO a.F., heute: § 295a InsO ) in die Insolvenzmasse leis-
tet, führen nicht zu Betriebsausgaben bei dessen Einkünften aus selbständiger Arbeit. 
 

  
  
6. Einkommensteuer: Aufzeichnungspflicht für die Aufwendungen des häuslichen 

Arbeitszimmers eines selbstständig tätigen Steuerpflichtigen 
Urteil vom 24.03.2026, Az: VIII R 6/24 
Der Aufzeichnungspflicht gemäß § 4 Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes (EStG) für 
Aufwendungen im Sinne des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG wird in inhaltlicher und 
zeitlicher Hinsicht nur genügt, wenn sämtliche Aufwendungen für das häusliche Ar-
beitszimmer und dessen Ausstattung einzeln und zeitnah in einer besonderen Spalte 
der Ausgabenaufzeichnungen, zumindest aber gebündelt in einem gesonderten schrift-
lichen oder digitalen Dokument aufgezeichnet werden. 
 

  
  
7. Einkommensteuer: Ausschüttung von Gewinnen aus der Zeit vor Auflösung der 

Gesellschaft nach Liquidationsbeginn 
Urteil vom 03.03.2026, Az: VIII R 8/24 
§ 43b Abs. 1 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes ist nicht anzuwenden, wenn die in-
ländische Tochterkapitalgesellschaft nach Liquidationsbeginn Gewinne an ihre EU-
Mutterkapitalgesellschaft ausschüttet, soweit es sich dabei um Gewinne handelt, die in 
der Zeit vor der Eröffnung des Liquidationsverfahrens entstanden sind. 
 

  
  
8. Einkommensteuer: Abweichende Festsetzung von Einkommensteuer aus sachli-

chen Billigkeitsgründen 
Urteil vom 03.03.2026, Az: IX R 18/23 
1. Von dem für Leistungen im Sinne von § 22 Nr. 3 Satz 1 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) geregelten Verlustausgleichs- und -abzugsverbot in § 22 Nr. 3 Satz 3 
EStG ist keine Ausnahme aus sachlichen Billigkeitsgründen zu machen, wenn das re-
ale Einkommen des Steuerpflichtigen im Verlustentstehungsjahr nicht ausreicht, um 
hieraus die festzusetzende Einkommensteuer zu zahlen. 
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2. Das aus Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 , Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes abgeleitete Prinzip der Steuerfreiheit des Existenzminimums (subjekti-
ves Nettoprinzip) verpflichtet nicht dazu, Geldabflüsse, die auf Verlusten aus Stillhal-
ter- beziehungsweise Optionsgeschäften beruhen, bereits im Verlustentstehungsjahr 
aufgrund sachlicher Unbilligkeit freizustellen. 
  

 

 


